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Die CDU-Fiaktion stellt im Zusammenhang mit dem Ratsinformatjonssystem folgende Fra-
gen an die Verwaltung:

1. We kann die Verwaliung in Zukunft auch die Anfragen und Anträge aus den Bezirksräten
im Ratsinformationssystem abrufbar machen?

2. Welche technischen Voraussetzungen sind dafür nohaendig (im Rathaus wie auch bei
den Mitgiiedern der Bezirksräte bzw. in den Bezirksgeschäftsstellen)3 Welche weiteren Projekte sieht die Verwa{tung auf dlem Weg zum ,,papierlosen parla-
ment"?

Diese Fragen beantwortet die Verwaltung wie folgt:

Zü1
Die Abrufbarkeit von Anirägen und Anfragen aus den Bezjtksräten irn Ratsinformatjonssys-
tem setä voraus, dass die Anfragen und Anträge der Verwaltung (Bezirksgeschäftssiellen)
schriftlich zugehen (einschl. Fax und E-Majl) und diese dann durch die Verwaltung einge_
scannt und zur nächsten Sitzung eingestejlt werden.

Gleiches gilt für die schrifiljchen Anh^/often aufAnfragen. Diese werden in ejner cler nachge-
henden Sitzungen ggü. dem Bezirkstat kommuniziert und anschließend jn das Ratsinforma_
tionssystem eingestellt.

Zu 2.:
lnnerhalb der Verwaltung wäre die AusstattLlng aller Bezirksgeschäftsstellen (fün0 mit Scan_
nern erforde.lich. Damlt könnten die Anträge und Anfragen erfasst werden, welche nichi auf
dem eleKronischen Weg übermittelt werden.

Die Bezirksratsmitglieder müssten über ejnen pC und einen lnterneizugang verfügen. Hin-
zuwirken wäre daJauf, dass bei Vorliegen dieser Voraussetzungen einJ üblrmiiflung von
Anirägen und Anfragen auf dem elektronischen Weg erfolgt.

ZJ 3.1

Grundsätzlich bieiet das bei der Stadt Braunschwejg eingesetzte Ratsinforrnationssystem
alle Möglichkeiten, um einen papierlosen Si2ungsdienst durchzuführen. Dje ersten Raismit-
glieder arbeiten bereits elektronisch. Durch die Vielfalt der unterschiedlich genutzten Geräte
und Betrjebssysteme kann zuzeit noch keine einheitJich identj'sche Nuizung des Ratsinfor-
mationssystems auf allen Systemen garantjed wetden.



lJm eine weitere elektronische Kommunikation zwischen der Verwaltung pnd den Ratsmit-
gliedern außerhalb des Raislnfo-Systems zu etablieren, sind u. U_ spezielle technische Vor-
kehrungen zLr treflen. So ist z. B. die Vertraulichkeit bei derWeiiergäbe von personenbezo-
genen bzw. nichtöffenilichen Daten zu gewährleisten bzw. die Zustellung ejnes eleKronj-
scfen Do(Lmentes nachzJwe;sen (2. B. Ejnladung zu Rarss:tzJnge .l).

Die Verwaitung prüft in diesem Zusammenhang, lnwieweit durch den Einsaü von DE-lvlaij
(DE-N,4ail ist ein vom deuischen Bundesministerium des lnnern koordiniertes projeki, das das
verbindliche und vertrauliche Versenden von Dokumenten und Nachrichten über das lnternet
ermöglichen soll), diesen Anforderungen Rectinung getragen werden könnte.

Erster Städtrat


